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Beschlußempfehlung und Bericht 
des Finanzausschusses (7. Ausschuß) 

zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
— Drucksache 12/3256 — 

Entwurf eines Gesetzes über die Statistiken der öffentlichen Finanzen und des 
Personals im öffentlichen Dienst (Finanz- und Personalstatistikgesetz - FPStatG) 

A. Problem 
Es besteht die Notwendigkeit, insbesondere den datenschutzrecht-
lichen und verfassungsrechtlichen Anforderungen zu entsprechen, 
die sich aus dem Urteil des Bundesverfassungsgerichtes zum 
Volkszählungsgesetz für die Finanz- und Personalstatistiken erge-
ben. Darüber hinaus sind verwaltungsorganisatorische Verände-
rungen für den Rückgriff auf Datenquellen zu berücksichtigen und 
Statistiken neueren Gegebenheiten anzupassen. 

B. Lösung 
Grundsätzliche Annahme des Gesetzentwurfs, der eine vollstän-
dige Neufassung des Finanz- und Personalstatistikgesetzes vor-
sieht. 

Einstimmigkeit im Ausschuß. Die Gruppe BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN war bei der Abstimmung nicht anwesend. 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Mit der Durchführung des Gesetzes sind beim Bund Mehraufwen-
dungen in Höhe von jährlich 231 000 DM verbunden. Für die alten 
Länder werden sich die Mehraufwendungen nach deren eigener 
Schätzung auf 2 384 000 DM belaufen; die neuen Länder haben die 
Mehrkosten nicht kalkuliert. 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Entwurf eines Gesetzes über die Statistiken der öffentlichen 
Finanzen und des Personals im öffentlichen Dienst (Finanz- und 
Personalstatistikgesetz — FPStatG) — Drucksache 12/3256 — in 
der aus der anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen Fassung 
anzunehmen. 

Bonn, den 11. November 1992 

Der Finanzausschuß 

Dankward Buwitt 

Stellv. Vorsitzender 

Reiner Krziskewitz 

Berichterstatter 
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Zusammenstellung  

des Entwurfs eines Gesetzes über die Statistiken der öffentlichen Finanzen 
und des Personals im öffentlichen Dienst 
(Finanz- und Personalstatistikgesetz — FPStatG) 
- Drucksache 12/3256 — 

mit den Beschlüssen des Finanzausschusses (7. Ausschuß) 

Entwurf 

Entwurf eines Gesetzes über die Statistiken 
der öffentlichen Finanzen und des Personals 

im öffentlichen Dienst 
(Finanz- und Personalstatistikgesetz — FPStatG) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen:  

§1 

Anordnung als Bundesstatistik 

Im Geltungsbereich dieses Gesetzes werden fol-
gende Statistiken der öffentlichen Finanzwirtschaft 
und des Personals im öffentlichen Dienst als Bundes-
statistiken durchgeführt: 

1. die Statistik der Ausgaben und Einnahmen, 

2. die Statistik des Steueraufkommens, der Hebe-
sätze und der Umlagen, 

3. die Statistik über die Schulden und Rücklagen, 

4. die Statistik über das Personal im öffentlichen 
Dienst (Personalstandstatistik), 

5. die Statistik über die Empfänger von Versorgungs-
bezügen (Versorgungsempfängerstatistik), 

6. die Statistik über die Empfänger von nicht in die 
gesetzliche Rentenversicherung überführten Lei-
stungen aus Sonderversorgungssystemen im Bei-
trittsgebiet (Sonderversorgungsempfängerstati-
stik). 

§2 

Erhebungseinheiten 

(1) Die Statistiken erstrecken sich auf die Finanz-
wirtschaft und das Personal 

1. des Bundes sowie die Finanzanteile an den Euro-
päischen Gemeinschaften, 

2. der Lander, 

3. der Gemeinden und Gemeindeverbände, 

4. der Zweckverbände und anderer juristischer Per-
sonen zwischengemeindlicher Zusammenarbeit, 
soweit sie an Stelle kommunaler Körperschaften 
kommunale Aufgaben erfüllen, 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

Entwurf eines Gesetzes über die Statistiken 
der öffentlichen Finanzen und des Personals 

im öffentlichen Dienst 
(Finanz- und Personalstatistikgesetz - FPStatG) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes-
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§1 

Anordnung als Bundesstatistik 

Im Geltungsbereich dieses Gesetzes werden fol-
gende Statistiken der öffentlichen Finanzwirtschaft 
und des Personals im öffentlichen Dienst als Bundes-
statistiken durchgeführt: 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. die Statistik über die Schulden und Bürgschaf-
ten, 

4. unverändert 

5. unverändert 

6. unverändert 

§2 

unverändert 
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Entwurf 

5. der Sozialversicherungsträger, der Bundesanstalt 
für Arbeit und der Träger der Zusatzversorgung 
des Bundes, der Lander, der Gemeinden und der 
Gemeindeverbände, 

6. der Deutschen Bundespost POSTDIENST, — 
POSTBANK, — TELEKOM sowie der Deutschen 
Bundesbahn und der Deutschen Reichsbahn, 

7. der rechtlich selbständigen Organisationen ohne 
Erwerbszweck für Wissenschaft, Forschung und 
Entwicklung, sofern die Zuwendungen von ande-
ren in diesem Paragraphen bezeichneten juristi-
schen Personen oder den Europäischen Gemein-
schaften den Betrag von 300 000 Deutsche Mark 
jährlich übersteigen, sowie der Bundes-, Landes-
und anderen öffentlichen Forschungsanstalten 
und der Ins titute an Hochschulen, soweit nicht die 
Nummern 1 bis 3 Anwendung finden, 

8. der Deutschen Bundesbank und der rechtlich 
selbständigen Anstalten, Körperschaften und Stif-
tungen des öffentlichen Rechts mit Dienstherrn-
fähigkeit, soweit nicht die Nummern 4 bis 7 
Anwendung finden, 

9. der Krankenhäuser und Hochschulkliniken mit 
kaufmännischem Rechnungswesen, wenn eine 
oder mehrere der in den Nummern 2 bis 4 
genannten juristischen Personen Träger oder mit 
mehr als 50 vom Hundert des Nennkapitals betei-
ligt sind, 

10. der sonstigen staatlichen und kommunalen 
Fonds, Einrichtungen und wirtschaftlichen Unter-
nehmen, für die Sonderrechnungen geführt oder 
die in rechtlich selbständiger Form bet rieben 
werden, soweit nicht die Nummern 1 bis 4 und 6 
bis 9 Anwendung finden. 

(2) Ämter, Samtgemeinden, Verbandsgemeinden 
und sonstige ähnliche gemeindliche Zusammen-
schlüsse sind Gemeindeverbände im Sinne dieses 
Gesetzes. 

(3) Staatliche und kommunale Fonds, Einrichtungen 
und wirtschaftliche Unternehmen in rechtlich selb-
ständiger Form gehören nur zu den Erhebungseinhei-
ten, wenn die in Absatz 1 Nr. 1 bis 4 genannten 
juristischen Personen unmittelbar oder mittelbar mit 
mehr als 50 vom Hundert des Nennkapitals oder des 
Stimmrechts beteiligt sind. Rechtlich selbständige 
kommunale Stiftungen ohne Dienstherrnfähigkeit 
gehören nicht zu den Erhebungseinheiten. 

§3 

Statistik der Ausgaben und Einnahmen 

(1) Die Statistik nach § 1 Nr. 1 erfaßt bei den 
Erhebungseinheiten nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 und 2 
folgende Erhebungsmerkmale 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

§3 

Statistik der Ausgaben und Einnahmen 

(1) Die Statistik nach § 1 Nr. 1 erfaßt bei den 
Erhebungseinheiten nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 und 2 
folgende Erhebungsmerkmale 
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Entwurf 

1. jährlich 

a) die Haushaltsansätze in haushaltsrechtlicher 
Gliederung nach Einzelplan und Kapitel sowie 
in der Gliederung nach Einnahme- und Aus-
gabearten sowie Aufgabenbereichen entspre-
chend der Haushaltssystematik des Bundes und 
der Länder; 

b) die Haushaltsansätze für Forschung und Ent-
wicklung in der Gliederung nach sozioökonomi-
schen Forschungszielen; 

c) die fünfjährigen Finanzpläne für jedes Planjahr, 
gegliedert entsprechend dem gemeinsamen 
Finanzplanungsschema des Bundes und der 
Länder; 

d) die Ist-Einnahmen und Ist-Ausgaben, nach der 
Jahresrechnung in haushaltsrechtlicher Gliede-
rung nach Einzelplan und Kapitel sowie in der 
Gliederung nach Einnahme- und Ausgabearten 
sowie Aufgabenbereichen entsprechend der 
Haushaltssystematik des Bundes und der Län-
der; 

e) die Ist-Ausgaben für Forschung und Entwick-
lung in der Gliederung nach sozioökonomischen 
Forschungszielen; 

f) die Ist-Einnahmen und Ist-Ausgaben der Hoch-
schulen und Hochschulkliniken, soweit sie nicht 
von der Hochschule oder Hochschulklinik 
bewirtschaftet werden, in der Gliederung, die in 
der jeweils geltenden Fassung des Hochschul-
statistikgesetzes vom 2. November 1990 
(BGBl. I S. 2414) festgelegt ist; 

2. vierteljährlich 

a) die Ist-Einnahmen und Ist-Ausgaben nach dem 
Kassenergebnis entsprechend dem geltenden 
Gruppierungsplan des Bundes und der Län-
der; 

b) die Bauausgaben nach Aufgabenbereichen und 
die Erstattungen vom Bund für Ausgleichsforde-
rungen; 

3. monatlich 

a) die Summe der Ist-Einnahmen und Ist-Ausga-
ben im Sinne von § 39 Nr. 2 des Haushalts-
grundsätzegesetzes vom 19. August 1969 
(BGBl. I S. 1273); 

b) die Personalausgaben; 

c) die Bauausgaben; 

d) die Steuereinnahmen; 

e) die Aufnahme und die Tilgung von Kreditmarkt-
mitteln; 

f) die Einnahmen und Ausgaben im Länderfinanz-
ausgleich; 

g) die Kassenlage des Bundes und der Länder. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

1. jährlich 

a) unverändert 

b) entfällt 

c) unverändert 

d) unverändert 

e) entfällt 

f) unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 
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Entwurf 

(2) Die Statistik nach § 1 Nr. 1 erfaßt bei den 
Erhebungseinheiten nach § 2 Abs. 1 Nr. 3 folgende 
Erhebungsmerkmale 

1. jährlich 

a) die Ist-Einnahmen und Ist-Ausgaben nach der 
Jahresrechnung in der Gliederung nach Ein-
nahme- und Ausgabearten sowie Aufgabenbe-
reichen entsprechend der kommunalen Haus-
haltssystematik; 

b) bei Gemeinden mit 10 000 und mehr Einwoh-
nern und bei Gemeindeverbänden die Haus-
haltsansätze gegliedert nach Einnahme- und 
Ausgabearten entsprechend dem Gruppie-
rungsplan sowie die Bauausgaben nach Auf-
gabenbereichen; 

2. vierteljährlich 

a) die Ist-Einnahmen und Ist-Ausgaben nach dem 
Kassenergebnis entsprechend dem kommuna-
len Gruppierungsplan; 

b) die Bauausgaben nach Aufgabenbereichen. 

(3) Die Statistik nach § 1 Nr. 1 erfaßt bei den 
Erhebungseinheiten nach § 2 Abs. 1 Nr. 4 folgende 
Erhebungsmerkmale 

jährlich 

die Ist-Einnahmen und Ist-Ausgaben nach der Jahres-
rechnung in der Gliederung nach Einnahme- und 
Ausgabearten sowie Aufgabenbereichen entspre-
chend der kommunalen Haushaltssystematik oder die 
Daten der Bilanz, der Gewinn- und Verlustrechnung, 
des Anlagennachweises sowie der Behandlung des 
Jahresergebnisses, auch soweit sie sich aus dem 
Anhang ergeben. 

(4) Die Statistik nach § 1 Nr. 1 erfaßt bei Erhebungs-
einheiten nach § 2 Abs. 1 Nr. 5 folgende Erhebungs-
merkmale 

1. jährlich 

die Einnahmen und Ausgaben auf der Grundlage 
der für eigene Zwecke dieser Körperschaften 
erstellten Rechnungsunterlagen in einer Gliede-
rung, die eine Zuordnung zu den Gruppen des 
Gruppierungsplanes von Bund und Ländern 
gewährleistet; 

2. vierteljährlich 

die Einnahmen und Ausgaben auf der Grundlage 
der für eigene Zwecke dieser Körperschaften 
erstellten Rechnungsunterlagen in einer Gliede-
rung, die eine Zuordnung zu den Gruppen des 
Gruppierungsplanes von Bund und Ländern 
gewährleistet; dies gilt nicht für die Träger der 
gesetzlichen Unfallversicherung. 

(5) Die Statistik nach § 1 Nr. 1 erfaßt bei den 
Forschungseinrichtungen der Erhebungseinheiten 
nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 und 7 folgende Erhebungs-
merkmale 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

(2) Die Statistik nach § 1 Nr. 1 erfaßt bei den 
Erhebungseinheiten nach § 2 Abs. 1 Nr. 3 folgende 
Erhebungsmerkmale 

1. jährlich 

a) unverändert 

b) bei Gemeinden mit 3 000 und mehr Einwohnern 
und bei Gemeindeverbänden die Haushaltsan-
sätze gegliedert nach Einnahme- und Ausgabe-
arten entsprechend dem Gruppierungsplan 
sowie die Bauausgaben nach Aufgaben-
bereichen; 

2. unverändert 

(3) unverändert 

(4) unverändert 

(5) unverändert 
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Beschlüsse des 7. Ausschusses 

(6) unverändert 

(7) unverändert 

(8) unverändert 

§4 

unverändert 

Entwurf 

1. jährlich 

die Ist-Einnahmen und Ist-Ausgaben in einer Glie-
derung nach Einnahme- und Ausgabearten ent-
sprechend dem Gruppierungsplan des Bundes und 
der Länder sowie in fachlicher Gliederung; soweit 
die Erhebungseinheiten die kommunale Haus-
haltssystematik anwenden, erfolgt die Gliederung 
der Ist-Einnahmen und Ist-Ausgaben entspre-
chend dem kommunalen Gruppierungsplan; 

2. alle vier Jahre 

a) die Ist-Einnahmen nach Mittelgebern; 

b) die Ist-Ausgaben in der Gliederung nach sozio-
ökonomischen Forschungszielen und Technolo-
giebereichen. 

(6) Die Statistik nach § 1 Nr. 1 erfaßt bei den 
Erhebungseinheiten nach § 2 Abs. 1 Nr. 9 folgende 
Erhebungsmerkmale 

jährlich 

die Ist-Einnahmen und Ist-Ausgaben auf der Grund-
lage der im Rahmen der kaufmännischen Buchfüh-
rung eingerichteten Konten und sonstiger Buchungs-
aufzeichnungen. 

(7) Die Statistik nach § 1 Nr. 1 erfaßt bei den 
Erhebungseinheiten nach § 2 Abs. 1 Nr. 6 und 10 
folgende Erhebungsmerkmale 

jährlich 

die Daten der Bilanz, der Gewinn- und Verlustrech-
nung, des Anlagennachweises sowie der Behandlung 
des Jahresergebnisses, auch soweit sie sich aus dem 
Anhang ergeben, oder die Ist-Einnahmen und Ist

-

Ausgaben nach Arten sowie Aufgabenbereichen, 
wenn die Haushaltssystematik des Bundes und der 
Länder oder der Gemeinden und Gemeindeverbände 
angewendet wird. 

(8) Die Statistik nach § 1 Nr. 1 erfaßt beim Lasten-
ausgleichsfonds, beim ERP-Sondervermögen, beim 
Fonds „Deutsche Einheit", beim Kreditabwicklungs-
fonds sowie bei sonstigen Sondervermögen des Bun-
des, die die Haushaltssystematik des Bundes und der 
Länder anwenden, 

vierteljährlich 

1. die Ist-Einnahmen und Ist-Ausgaben nach dem 
Kassenergebnis entsprechend dem Gruppierungs-
plan des Bundes und der Länder; 

2. die Bauausgaben nach Aufgabenbereichen. 

§4 

Statistik des Steueraufkommens, der Hebesätze 
und der Umlagen 

Die Statistik nach § 1 Nr. 2 erfaßt 

1. bei den Erhebungseinheiten nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 
und 2 folgende Erhebungsmerkmale 
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Entwurf 

a) jährlich 

den Gemeindeanteil an der Einkommensteuer 
und die Gewerbesteuerumlage nach dem 
Ergebnis der Schlußabrechnung; 

b) monatlich 

das Aufkommen aus Steuern nach Steuerarten 
und Zöllen; 

2. bei den Erhebungseinheiten nach § 2 Abs. 1 Nr. 3 
folgende Erhebungsmerkmale 

a) jährlich 

die Hebesätze der Realsteuern nach der Fest-
legung in der Haushaltssatzung, die bis zum 
30. Juni beschlossenen Änderungen der Hebe-
sätze sowie die Umlagesätze der allgemeinen 
Umlagen und der Sonderumlagen; 

b) vierteljährlich 

das Aufkommen aus Steuern nach Steuer-
arten. 

§5 

Statistik über die Schulden und Rücklagen 

Die Statistik nach § 1 Nr. 3 erfaßt 

1. bei den Erhebungseinheiten nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 
bis 4, 6, 9 und 10 folgende Erhebungsmerkmale 

jährlich jeweils zum 31. Dezember 

a) den Stand der Schulden und die Berichtigung 
des Standes der Schulden nach Schuldarten; 

b) den Stand der Schulden am Kreditmarkt nach 
dem Jahr der Fälligkeit; 

c) den Stand der Rücklagen nach Arten; 

d) die Summe der Bürgschaften; 

e) die Schuldenaufnahmen im Laufe des Jahres 
nach Laufzeiten und Schuldarten; 

f) die Schuldentilgung im Laufe des Jahres nach 
Schuldarten; 

g) die sonstigen Zu- und Abgänge im Laufe des 
Jahres nach Schuldarten; 

2. bei den Erhebungseinheiten nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 
bis 3 sowie beim Lastenausgleichsfonds, beim 
ERP-Sondervermögen, beim Fonds „Deutsche Ein-
heit", beim Kreditabwicklungsfonds sowie bei son-
stigen Sondervermögen des Bundes, die die Haus-
haltssystematik des Bundes und der Länder 
anwenden, folgende Erhebungsmerkmale 

vierteljährlich zum Quartalsende 
den Schuldenstand nach Hauptschuldarten; 

3. bei den Erhebungseinheiten nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 
und 2 folgende Erhebungsmerkmale 

jährlich zum 31. Dezember 
die Garantien und sonstigen Gewährleistungen. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

§5 

Statistik über die Schulden und Bürgschaften 
Die Statistik nach § 1 Nr. 3 erfaßt 

1. bei den Erhebungseinheiten nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 
bis 4, 6, 9 und 10 folgende Erhebungsmerkmale 

jährlich jeweils zum 31. Dezember 

a) unverändert 

b) unverändert 

c) entfällt 

d) unverändert 

e) unverändert 

f) unverändert 

g) unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 
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Entwurf 

§6 

Personalstandstatistik 

(1) Die Statistik nach § 1 Nr. 4 erfaßt bei den 
Erhebungseinheiten nach § 2 Abs. 1 mit Ausnahme 
der Betriebskrankenkassen privater Unternehmen 
jährlich zum Stichtag 30. Juni, beginnend im Jahre 
1993, die in einem unmittelbaren Dienst- oder 
Arbeitsvertragsverhältnis stehenden Beschäftigten 
nach folgenden Erhebungsmerkmalen: 

1. Geburtsmonat und -jahr, 

2. Geschlecht, 

3. Art, Umfang und Dauer des Dienst- oder Arbeits-
vertragsverhältnisses, 

4. Laufbahngruppe, Einstufung, Dienst- oder Lebens-
altersstufe, Ortszuschlagsstufe, 

5. Dienst- oder Arbeitsort sowie bei den in einem 
Dienstverhältnis stehenden Personen der Wohn-
ort, 

6. bei den Erhebungseinheiten nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 
und 2 auch Einzelplan, Kapitel und Aufgabenbe-
reich, 

7. bei den Erhebungseinheiten nach § 2 Abs. 1 Nr. 3 
und 4 auch den Aufgabenbereich. 

(2) Die Auskunftspflichtigen (§ 11 Abs. 2 Nr. 3) 
liefern die Erhebungsmerkmale nach Absatz 1 in 
Form von Einzeldatensätzen. Sind die Daten nicht in 
automatisierter Form verfügbar, kann bis zum 
Abschluß der Erhebung für den Stichtag 30. Juni 1997 
die Auskunft zu den Erhebungsmerkmalen nach 
Absatz 1 Nr. 1, 4 und 7 auf Grund von Schätzungen 
auch in Form von Summendatensätzen erteilt wer-
den. 

(3) Abweichend von Absatz 1 werden für die 
Beschäftigten bei den Forschungseinrichtungen der in 
§ 2 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 und 7 genannten Erhebungsein-
heiten zusätzlich die fachliche Gliederung und der 
Bildungsabschluß und bei den in § 2 Abs. 1 Nr. 10 
genannten Erhebungseinheiten, die in rechtlich selb-
ständiger Form geführt werden, nur Art, Umfang und 
Dauer des Arbeitsvertragsverhältnisses, Geschlecht 
und Vergütungsgruppe erfaßt. 

§ 7 
Versorgungsempfängerstatistik 

(1) Die Statistik nach § 1 Nr. 5 erfaßt bei den 
Erhebungseinheiten nach § 2 Abs. 1 jährlich zum 
Stichtag 1. Januar, beginnend im Jahre 1994, die 
Empfänger von Versorgungsbezügen nach Beamten- 
und Soldatenversorgungsrecht sowie beamtenrecht-
lichen Grundsätzen nach folgenden Erhebungsmerk-
malen: 

1. Geburtsmonat und -jahr, 

2. Geschlecht, Familienstand,  

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

§6 

unverändert 

§7 
unverändert 
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Entwurf 

3. Art des früheren Dienstverhältnisses, 

4. Rechtsgrundlage der Versorgung, 

5. Art des Versorgungsanspruchs, 

6. Laufbahngruppe, Besoldungsgruppe, 

7. Wohnort, 

8. Ruhegehaltssatz, 

9. Bestandsveränderungen im Vorjahr, Grund für 
den Eintritt des Versorgungsfalls, letzter Aufga-
benbereich, 

10. Bruttoversorgungsbezüge des Vorjahres, 

11. Bezügebestandteile im Berichtsmonat. 

(2) Die Auskunftspflichtigen (§ 11 Abs. 2 Nr. 3) 
liefern die Erhebungsmerkmale nach Absatz 1 in 
Form von Einzeldatensätzen. Sind die Daten nicht in 
automatisierter Form verfügbar, kann bis zum 
Abschluß der Erhebung für den Stichtag 1. Januar 
1998 die Auskunft zu den Erhebungsmerkmalen nach 
Absatz 1, Nr. 1, 2 und 6 bis 11 auf Grund von Schät-
zungen auch in Form von Summendatensätzen erteilt 
werden. 

(3) Abweichend von Absatz 1 werden für die Emp-
fänger von Versorgungsbezügen bei den in § 2 Abs. 1 
Nr. 5, 7 und 8 genannten Erhebungseinheiten, mit 
Ausnahme der Bundesanstalt für Arbeit, der Träger 
der gesetzlichen Rentenversicherung und der Deut-
schen Bundesbank, nur die Art des früheren Dienst-
verhältnisses, die Art der Versorgung und die Besol-
dungsgruppe erfaßt. 

§8 
Sonderversorgungsempfängerstatistik 

Die Statistik nach § 1 Nr. 6 erfaßt bei den Erhe-
bungseinheiten nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 und 2 jährlich 
zum Stichtag 1. Januar, beginnend im Jahre 1994, die 
Empfänger von Leistungen aus Sonderversorgungs-
systemen im Beitrittsgebiet nach den §§ 9 und 11 des 
Anspruchs- und Anwartschaftsüberführungsgesetzes 
vom 25. Juli 1991 (BGBl. I S. 1606, 1677) nach folgen-
den Erhebungsmerkmalen: 

1. Geburtsmonat und -jahr, 

2. Art des Versorgungsanspruchs, 

3. Bestandsveränderungen im Vorjahr, 

4. Bruttobezüge des Vorjahres, Beiträge zur gesetz-
lichen Rentenversicherung, anrechenbare Ein-
künfte einschließlich Renten, durchschnittliche 
Zahlbeträge der jeweiligen Versorgungsleistun-
gen, 

5. Einzelplan, Kapitel und Titel. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

§8 
unverändert 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 	Drucksache 12/3705  

Entwurf 

§9 

Zusätzliche Erhebungsmerkmale 

Zusätzliche Erhebungsmerkmale sind 

1. bei den Erhebungseinheiten nach § 2 Abs. 1 Nr. 3 
und 4 Name und Einwohnerzahl sowie Regierungs-
bezirk, Kreis und die Zugehörigkeit zu sonstigen 
Gemeindeverbänden; bei den Erhebungseinheiten 
nach § 2 Abs. 1 Nr. 4 zusätzlich die Sitzgemeinde, 
die Mitgliedsgemeinden, die Rechtsform sowie der 
Aufgabenbereich und die Art des Rechnungswe-
sens, 

2. bei den Erhebungseinheiten nach § 2 Abs. 1 Nr. 7 
die Art der Einrichtung, die Sitzgemeinde der 
Einrichtung, der Anteil von Forschung und Ent-
wicklung an der Gesamttätigkeit und der Aufga-
benbereich der Einrichtung, 

3. bei den Erhebungseinheiten nach § 2 Abs. 1 Nr. 9 
und 10 der Name der Träger, die Sitzgemeinde, die 
Rechtsform sowie der Aufgabenbereich und die Art 
des Rechnungswesens, 

4. bei den Erhebungseinheiten nach § 2 Abs. 1 Nr. 10, 
die in rechtlich selbständiger Form geführt werden, 
Name und Anschrift der unmittelbaren und mittel-
baren öffentlichen Anteilseigner und deren Anteil 
am Nennkapital oder Stimmrecht; 

5. bei den Erhebungseinheiten nach § 2 Abs. 1 für die 
Erhebungen nach den §§ 6, 7 und 8 der Beschäfti-
gungsbereich. 

§ 10 

Hilfsmerkmale 

Hilfsmerkmale sind 

1. Name und Anschrift der Erhebungseinheit sowie 
Berichts- und Dienststellennummer, 

2. Name, Anschrift und Telefonnummer der für even-
tuelle Rückfragen zur Verfügung stehenden Per-
son, 

3. bei den Erhebungseinheiten nach § 2 Abs. 1 Nr. 7, 
9 und 10 auch die für den entsprechenden Haushalt 
zuständige oberste Bundes- oder Landesbehörde. 

§ 11 

Auskunftspflicht 

(1) Für alle Statistiken nach diesem Gesetz besteht 
Auskunftspflicht. Die Angaben zu den Merkmalen 
nach § 10 Nr. 2 sind freiwillig. 

(2) Auskunftspflichtig sind 

1. für die Erhebung nach den §§ 3 und 5 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

§9 

unverändert 

§ 10 

unverändert 

§ 11 

Auskunftspflicht 

(1) Für alle Statistiken nach diesem Gesetz besteht 
Auskunftspflicht. Die Angaben zu den Merkmalen 
nach § 10 Nr. 2 sind freiwillig. 

(2) Auskunftspflichtig sind 

1. für die Erhebung nach den §§ 3 und 5 
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a) bei den Erhebungseinheiten nach § 2 Abs. 1 
Nr. 1 und 2 die Finanzminister und Finanzsena-
toren; für die Mittel der Hochschulen auch die 
Leiter der öffentlichen Besoldungsstellen, der 
Amtskassen, der Bauämter oder anderer Stel-
len, sofern diese Mittel für die Hochschule 
bewirtschaften; 

b) bei den Erhebungseinheiten nach § 2 Abs. 1 
Nr. 3, 4, 6, 7 und 9 die Leiter dieser Erhebungs-
einheiten oder der für das Haushalts-, Kassen- 
und Rechnungswesen zuständigen Stelle; 

c) bei den Erhebungseinheiten nach § 2 Abs. 1 
Nr. 5 die Leiter dieser Erhebungseinheiten; 

d) bei den Erhebungseinheiten nach § 2 Abs. 1 
Nr. 10 die Leiter oder, soweit die Angaben hier 
nicht erlangt werden können, die Träger dieser 
Erhebungseinheiten; 

2. für die Erhebung nach § 4 

a) bei den Erhebungseinheiten nach § 2 Abs. 1 
Nr. 1 und 2 die Finanzminister und Finanzsena-
toren; für die Erhebung nach § 4 Nr. 1 Buch-
stabe a der für den Finanzausgleich unter den 
Ländern zuständige Minister des jeweiligen 
Landes; 

b) bei den Erhebungseinheiten nach § 2 Abs. 1 
Nr. 3 die Leiter dieser Erhebungseinheiten oder 
der für das Haushalts-, Kassen- und Rechnungs-
wesen zuständigen Stelle; 

3. für die Erhebungen nach den §§ 6, '7 und 

a) bei den Erhebungseinheiten nach § 2 Abs. 1 
Nr. 1 und 2 die zuständigen Bundesminister, 
Landesminister und -senatoren oder die Leiter 
der für die Zahlbarmachung der Bezüge zustän-
digen Stelle; 

b) bei den Erhebungseinheiten nach § 2 Abs. 1 
Nr. 3 bis 10 die Leiter dieser Erhebungseinhei-
ten. 

(3) Für die Erhebungsmerkmale nach § 9 gilt 
Absatz 2 entsprechend. 

§ 12 

Zentrale Erhebungen 

(1) Die Statistiken nach den §§ 3 bis 5 werden bei 
den Erhebungseinheiten nach § 2 Abs. 1 Nr. 1, 5 bis 7 
und bei den Erhebungseinheiten nach § 2 Abs. 1 
Nr. 10, an denen der Bund unmittelbar oder mittelbar 
mit mehr als 50 vom Hundert des Nennkapitals oder 
des Stimmrechts beteiligt ist, sowie bei den rechtlich 
unselbständigen Fonds und Einrichtungen des Bun-
des vorn Statistischen Bundesamt erhoben und aufbe-
reitet. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

a) unverändert 

b) bei den Erhebungseinheiten nach § 2 Abs. 1 
Nr. 3, 4, 6, 7 und 9 die Leiter dieser Erhebungs-
einheiten oder der für das Haushalts-, Kassen- 
und Rechnungswesen zuständigen Stellen; 

c) unverändert 

d) unverändert 

2. für die Erhebung nach § 4 

a) unverändert 

b) bei den Erhebungseinheiten nach § 2 Abs. 1 
Nr. 3 die Leiter dieser Erhebungseinheiten oder 
der für das Haushalts-, Kassen- und Rechnungs-
wesen zuständigen Stellen; 

3. für die Erhebungen nach den §§ 6, 7 und 8 

a) bei den Erhebungseinheiten nach § 2 Abs. 1 
Nr. 1 und 2 die zuständigen Bundesminister, 
Landesminister und -senatoren oder die Leiter 
der für die Zahlbarmachung der Bezüge zustän-
digen Stellen; 

b) bei den Erhebungseinheiten nach § 2 Abs. 1 
Nr. 3 bis 10 die Leiter dieser Erhebungseinhei

-

ten oder der für die Zahlbarmachung der 
Bezüge zuständigen Stellen. 

(3) unverändert 

§ 12 

Zentrale Erhebungen 

(1) unverändert 
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(2) Die Statistiken nach den §§ 6 bis 8 werden bei 
den Erhebungseinheiten nach § 2 Abs. 1 Nr. 1, 6 und 7 
sowie bei den Erhebungseinheiten nach Nummern 5 
und 8, soweit sie der Aufsicht des Bundes unterstehen, 
und bei den Erhebungseinheiten nach Nummer 10, 
soweit es sich um rechtlich unselbständige Einrichtun-
gen des Bundes handelt, vom Statistischen Bundesamt 
erhoben und aufbereitet. 

§ 13 

Zusammenführung 

Zur Erstellung statistischer Ergebnisse auf der 
Ebene der Hochschule dürfen die Merkmale Ist

-

Ausgaben und Ist-Einnahmen der Hochschulen nach 
§ 3 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe f, soweit sie nicht von der 
Hochschule selbst bewirtschaftet werden, sowie die 
Bezeichnung der Hochschule von den statistischen 
Ämtern der Länder mit den Merkmalen nach § 3 
Abs. 1 Nr. 6 des Hochschulstatistikgesetzes vom 
2. November 1990 (BGBl. I S. 2414) zusammengeführt 
werden. 

§ 14 

Übermittlung 

An oberste Bundes- oder Landesbehörden dürfen 
für die Verwendung gegenüber den gesetzgebenden 
Körperschaften und für Zwecke der Planung, jedoch 
nicht für die Regelung von Einzelfällen, vom Statisti-
schen Bundesamt und den statistischen Ämtern der 
Länder Tabellen mit statistischen Ergebnissen über-
mittelt werden, auch soweit Tabellenfelder nur einen 
einzigen Fall ausweisen. Tabellen, deren Tabellenfel-
der nur einen einzigen Fall ausweisen, dürfen, soweit 
die Erhebungseinheiten nach § 2 Abs. 1 Nr. 7 betrof-
fen sind, nur dann übermittelt werden, wenn sie nicht 
in tieferer regionaler Gliederung als auf Regierungs-
bezirksebene, im Fall der Stadtstaaten auf Bezirks-
ebene, aufbereitet sind. 

§ 15 

Veröffentlichung 

Die statistischen Ergebnisse dürfen auf der Ebene 
der Erhebungseinheit veröffentlicht werden, soweit 
nicht Erhebungseinheiten nach § 2 Abs. 1 Nr. 7 
betroffen sind. 

§ 16 

Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung in 
Kraft. Mit Inkrafttreten dieses Gesetzes tritt das 
Gesetz über die Finanzstatistik in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 11. Juni 1980 (BGBl. I S. 673, 
782), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 19. De-
zember 1986 (BGBl. I S. 2555), außer Kraft. 

Beschlüsse des 7. Ausschusses 

(2) Die Statistiken nach den §§ 6 bis 8 werden bei 
den Erhebungseinheiten nach § 2 Abs. 1 Nr. 1, 6 und 7 
sowie bei den Erhebungseinheiten nach § 2 Abs. 1 
Nr. 5 und 8, soweit sie der Aufsicht des Bundes 
unterstehen, und bei den Erhebungseinheiten nach 
§ 2 Abs. 1 Nr. 10, soweit es sich um rechtlich 
unselbständige Einrichtungen des Bundes handelt, 
vom Statistischen Bundesamt erhoben und aufberei-
tet. 

§ 13 

Zusammenführung 

Zur Erstellung statistischer Ergebnisse auf der 
Ebene der Hochschule dürfen die Merkmale Ist

-

Ausgaben und Ist-Einnahmen der Hochschulen nach 
§ 3 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe d, soweit sie nicht von der 
Hochschule selbst bewirtschaftet werden, sowie die 
Bezeichnung der Hochschule von den statistischen 
Ämtern der Länder mit den Merkmalen nach § 3 
Abs. 1 Nr. 6 des Hochschulstatistikgesetzes vom 
2. November 1990 (BGBl. IS.  2414) zusammengeführt 
werden. 

§ 14 

unverändert 

§ 15 

unverändert 

§ 16 

unverändert 
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Bericht des Abgeordneten Reiner Krziskewitz 

I. Allgemeines 

1. Verfahrensablauf 

Der von der Bundesregierung eingebrachte Entwurf 
eines Gesetzes über die Statistiken der öffentlichen 
Finanzen und des Personals im öffentlichen Dienst 
(Finanz- und Personalstatistikgesetz — FPStatG) 
— Drucksache 12/3256 — wurde vom Deutschen 
Bundestag in dessen 110. Sitzung am 8. Oktober 1992 
zur federführenden Beratung an den Finanzausschuß 
sowie zur Mitberatung an den Innenausschuß, den 
Ausschuß für Wirtschaft und den Ausschuß für Arbeit 
und Sozialordnung überwiesen. 

Der Innenausschuß hat am 29. Oktober 1992 zu der 
Vorlage Stellung genommen. Der Ausschuß für Arbeit 
und Sozialordnung hat den Gesetzentwurf am 14. Ok-
tober 1992 beraten. Der Ausschuß für Wirtschaft 
hat am 11. November 1992 zu der Vorlage votiert. 
Auch der Finanzausschuß hat den Gesetzentwurf am 
11. November 1992 beraten. 

2. Inhalt des Gesetzentwurfs 

Der Gesetzentwurf beinhaltet eine vollständige Neu-
fassung des Gesetzes über die Finanzstatistik, da 
insbesondere wegen der Auswirkungen des Urteils 
des Bundesverfassungsgerichts zum Volkszählungs-
gesetz umfangreiche Änderungen und Ergänzungen 
notwendig wurden. Um den vom Bundesverfassungs-
gericht aufgestellten datenschutz- und verfassungs-
rechtlichen Anforderungen Rechnung zu tragen, sieht 
der vorliegende Gesetzentwurf eine exaktere Festle-
gung der Erhebungs- und Hilfsmerkmale (§§ 9, 10), 
der Auskunftspflicht (§ 11) sowie der Regelung von 
zentralen Erhebungen (§ 12), Zusammenführungen 
(§ 13), Übermittlungen (§ 14) und Veröffentlichungen 
(§ 15) vor.  

Berücksichtigt wurden des weiteren die in den letzten 
Jahren insbesondere durch die Ausgliederung ver-
schiedener Aufgaben aus den kommunalen Haushal-
ten eingetretenen Veränderungen in der Verwal-
tungsorganisation, indem der Erhebungskreis so 
erweitert wurde, daß alle benötigten Daten über den 
öffentlichen Bereich erfaßt werden können. Außer-
dem war die Statistik neueren Gegebenheiten anzu-
passen, um das Verhältnis zwischen statistischer 
Informationsbereitstellung und damit verbundenem 
Aufwand zu verbessern. 

Wie bisher werden auch im neuen Gesetz Finanz- und 
Personalstatistiken, die einen zusammenhängenden 
Komplex mit weitgehend deckungsgleichem Kreis 
der Erhebungseinheiten bilden, gemeinsam gere-
gelt. 

3. Stellungnahmen der mitberatenden Ausschüsse 

a) Innenausschuß 

Der mitberatende Innenausschuß hat einstimmig 
empfohlen, dem Gesetzentwurf zuzustimmen. 

b) Ausschuß für Wirtschaft 
Der gleichfalls mitberatende Ausschuß für Wi rt

-schaft hat einstimmig empfohlen, die Vorlage an-
zunehmen. 

c) Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung hat 
einstimmig bei Abwesenheit der Gruppe BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN und der Gruppe der PDS/ 
Linke Liste dem Gesetzentwurf zugestimmt. 

4. Ausschußempfehlung 

Auch der federführende Finanzausschuß hat sich die 
dem Gesetzentwurf zugrundeliegenden Intentionen 
der Bundesregierung zu eigen gemacht. Er empfiehlt 
einstimmig die Annahme des Gesetzentwurfs der 
Bundesregierung in der vom Ausschuß geänderten 
Fassung. Die Gruppe BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN war 
bei der Beratung der Vorlage im Ausschuß nicht 
anwesend. 

Die vom Finanzausschuß vorgenommenen Änderun-
gen des Gesetzentwurfs gehen vorwiegend auf tech-
nische Erfordernisse zurück, die die Substanz der 
Vorlage aber nicht berühren. Dabei geht es um die 
Übernahme derjenigen Vorschläge des Bundesrates, 
denen die Bundesregierung in ihrer Gegenäußerung 
zur Stellungnahme des Bundesrates zugestimmt hat 
und die vor allem redaktionelle und inhaltliche Klar-
stellungen beinhalten. 

II. Einzelbegründung 

Die gegenüber dem Gesetzentwurf beschlossenen 
Änderungen werden im einzelnen wie folgt erläu-
tert: 

Zu § 3 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe b und e 

Die Bundesregierung erhebt gegen einen entspre-
chenden Vorschlag des Bundesrates trotz erheblicher 
Bedenken keine Einwände. Der Finanzausschuß 
schließt sich dem an. 

Im übrigen wird auf Nummer 1 der Stellungnahme des 
Bundesrates sowie der Gegenäußerung der Bundes-
regierung verwiesen. 



Deutscher Bundestag — 12. Wahlperiode 	Drucksache  12/3705 

Zu § 3 Abs. 1 Nr. 1 Buchstabe c, d, f sowie zu § 13 

Redaktionelle Änderungen. 

Zu § 3 Abs. 2 

Die Bundesregierung stimmt einem entsprechenden 
Vorschlag des Bundesrates in seiner Stellungnahme 
zu. Der Finanzausschuß schließt sich dem an. 

Im übrigen wird auf Nummer 3 der Stellungnahme des 
Bundesrates sowie der Gegenäußerung der Bundes-
regierung verwiesen. 

Zu §§ 5 und 1 

Die Bundesregierung stimmt einem entsprechenden 
Vorschlag des Bundesrates in seiner Stellungnahme 
zu. Der Finanzausschuß schließt sich dem an. 

Im übrigen wird auf Nummer 4 der Stellungnahme des 
Bundesrates sowie der Gegenäußerung der Bundes-
regierung verwiesen. 

Bonn, den 11. November 1992 

Reiner Krziskewitz 

Berichterstatter 

Zu § 11 Abs. 2 

Die Bundesregierung stimmt entsprechenden Vor-
schlägen des Bundesrates in seiner Stellungnahme 
überwiegend zu. Der Finanzausschuß schließt sich 
dem an. 

Im übrigen wird auf Nummer 5 der Stellungnahme des 
Bundesrates sowie der Gegenäußerung der Bundes-
regierung verwiesen. 

Zu § 12 Abs. 2 

Redaktionelle Klarstellung und Angleichung an § 12 
Abs. 1. 

Im übrigen wird auf Nummer 6 der Stellungnahme des 
Bundesrates sowie der Gegenäußerung der Bundes-
regierung verwiesen. 




